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SSSSYNOPSEYNOPSEYNOPSEYNOPSE     
zum Regierungsentwurf vom 12.4.2017 eines Gesetzes zur Stärkung 

von Kindern und Jugendlichen (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG) 

QualitätsentwicklungQualitätsentwicklungQualitätsentwicklungQualitätsentwicklung 

Bisherige Fassung Entwurfsfassung 

Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

§ 38 Vermittlung bei der Ausübung der 
Personensorge 

Sofern der Inhaber der Personensorge durch 

eine Erklärung nach § 1688 Absatz 3 Satz 1 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs die Vertretungs-

macht der Pflegeperson soweit einschränkt, 

dass dies eine dem Wohl des Kindes oder des 

Jugendlichen förderliche Erziehung nicht mehr 

ermöglicht, sowie bei sonstigen Meinungsver-

schiedenheiten sollen die Beteiligten das Ju-

gendamt einschalten. 

§ 38 Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen 
 

(1) Hilfen nach diesem Abschnitt sind in der 
Regel im Inland zu erbringen; sie dürfen nur 
dann im Ausland erbracht werden, wenn dem 
Bedarf des Kindes oder des Jugendlichen im 
Einzelfall nur dadurch entsprochen werden 
kann. Dies ist im Hilfeplan darzulegen.  

(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
soll vor der Entscheidung über die Gewäh-
rung einer Hilfe, die ganz oder teilweise im 
Ausland erbracht wird,  

1. zur Feststellung einer seelischen Störung 
mit Krankheitswert die Stellungnahme ei-
ner in § 35a Absatz 1a Satz 1 genannten 
Person einholen,  

2. sicherstellen, dass  
a) der Leistungserbringer über eine Be-

triebserlaubnis nach § 45 für eine Ein-
richtung im Inland verfügt, in der Hilfe 
zur Erziehung erbracht wird und die 
Gewähr dafür bietet, dass er die 
Rechtsvorschriften des Aufenthalts-
staates einhält und mit den Behörden 
des Aufenthaltslandes sowie den 
deutschen Vertretungen im Ausland 
zusammenarbeitet,  

b) mit der Erbringung der Hilfen nur 
Fachkräfte nach § 72 Absatz 1 betraut 
werden,  

c) die Überprüfung und Fortschreibung 
des Hilfeplans unter Beteiligung des 
Kindes oder des Jugendlichen in der 
Regel am Ort der Leistungserbringung 
erfolgt und  

d) mit dem Leistungserbringer über die 
Qualität der Maßnahme eine Verein-
barung abgeschlossen wird; dabei sind 
die fachlichen Handlungsleitlinien des 
überörtlichen Trägers anzuwenden,  
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3. die Eignung der mit der Leistungserbrin-
gung zu betrauenden Einrichtung oder 
Person an Ort und Stelle überprüfen und  

4. der erlaubniserteilenden Behörde unver-
züglich Angaben zum Leistungserbringer, 
zu Beginn und Ende der Leistungserbrin-
gung im Ausland sowie zum Aufenthaltsort 
des Kindes oder des Jugendlichen melden. 

§ 77 Vereinbarungen über die Höhe der 
Kosten 

Werden Einrichtungen und Dienste der Träger 

der freien Jugendhilfe in Anspruch genom-

men, so sind Vereinbarungen über die Höhe 

der Kosten der Inanspruchnahme zwischen 

der öffentlichen und der freien Jugendhilfe 

anzustreben. Das Nähere regelt das Landes-

recht. Die §§ 78a bis 78g bleiben unberührt. 

§ 78 Vereinbarungen über die Höhe der 
Kosten 

(1) Werden Einrichtungen und Dienste der Trä-

ger der freien Jugendhilfe in Anspruch ge-

nommen, so sind Vereinbarungen über die 

Höhe der Kosten der Inanspruchnahme sowie 
über Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung, 
über Grundsätze und Maßstäbe für die Bewer-
tung der Qualität der Leistung und über geeig-
nete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung zwi-

schen der öffentlichen und der freien Jugend-

hilfe anzustreben. Das Nähere regelt das Lan-

desrecht. Die §§ 78a bis 78g bleiben unberührt. 

(2) Wird eine Leistung nach § 37 Absatz 1 
oder § 37a Absatz 1 erbracht, so ist der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme 
der Kosten der Inanspruchnahme nur ver-
pflichtet, wenn mit den Leistungserbringern 
Vereinbarungen über Inhalt, Umfang und 
Qualität der Leistung, über Grundsätze und 
Maßstäbe für die Bewertung der Qualität der 
Leistung sowie über geeignete Maßnahmen 
zu ihrer Gewährleistung geschlossen worden 
sind; § 78b Absatz 2 Satz 1 und § 78e gelten 
entsprechend. 

§ 79a Qualitätsentwicklung in der Kinder-  
und Jugendhilfe 

Um die Aufgaben der Kinder- und Jugendhil-

fe nach § 2 zu erfüllen, haben die Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe Grundsätze und 

Maßstäbe für die Bewertung der Qualität 

sowie geeignete Maßnahmen zu ihrer Ge-

währleistung für  

1. die Gewährung und Erbringung von Leis-

tungen, 

2. die Erfüllung anderer Aufgaben, 

3. den Prozess der Gefährdungseinschät-

zung nach § 8a, 

4. die Zusammenarbeit mit anderen Institu-

tionen 

weiterzuentwickeln, anzuwenden und regel-

mäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch Qua-
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litätsmerkmale für die Sicherung der Rechte 

von Kindern und Jugendlichen in Einrichtun-

gen und ihren Schutz vor Gewalt. Die Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe orientieren sich 

dabei an den fachlichen Empfehlungen der 

nach § 85 Absatz 2 zuständigen Behörden 

und an bereits angewandten Grundsätzen 

und Maßstäben für die Bewertung der Quali-

tät sowie Maßnahmen zu ihrer Gewährleis-

tung. 

tätsmerkmale für die inklusive Ausrichtung der 
Aufgabenwahrnehmung und die Berücksichti-
gung der spezifischen Bedürfnisse von jungen 
Menschen mit Behinderungen sowie die Siche-

rung der Rechte von Kindern und Jugendlichen 

in Einrichtungen und ihren Schutz vor Gewalt. 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe orientie-

ren sich dabei an den fachlichen Empfehlun-

gen der nach § 85 Absatz 2 zuständigen Behör-

den und an bereits angewandten Grundsätzen 

und Maßstäben für die Bewertung der Qualität 

sowie Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung. 

 


